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nachdem der Referent Graf 
licht erſtattet, das Amendement der Commiſſion, die Anhörung der Kreistage 
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Expedition: Herrenstraße AZ 20, 


außerdem übernehmen alle Poſt⸗Anſtalten 


Beſtellungen auf die Zeitung, welche in fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 
erſcheint. 


Vrrslauer 
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Itilung. 


Sierteljäbriger Abonnementspreis 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb incl. Porto 
2 Thlr. 11% Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fe en Zeile in Petitſchrif 
1% Sgr. 
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N. 5 


Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 

Frankfurt a. M., 15. Februar, Vormittags. Nach 
hier eingetroffenen Nachrichten aus Teſſin iſt daſelbſt der 
Wahlſieg der Liberalen wahrſcheinlich. Es herrſchte große 
Aufregung und waren Ruheſtörungen vorgekommen. In Lu⸗ 
gano hatte ein Kampf ſtattgefunden, bei welchem ſeitens der 
Ultramontauen das Erueifix vorgetragen wurde. Es wurden 
mehrere verwundet und einer getödtet. 


London, 15. Februar, Vormittags. Die heutige „Ti⸗ 
mes“ lobt den friedlichen Artikel der „Oeſterreichiſchen Cor⸗ 
reſpondenz“ und räth wiederholt der öſterreichiſchen Regie⸗ 
rung ein verſöhnliches Entgegenkommen betreffs Mittel⸗ 
Italiens. 

Paris, 15. Februar, Nachmittags 3 Uhr. An der Börſe cirkulirten beun⸗ 
ruhigende Gerüchte. Die proz., welche zu 68, 30 eröffnete, fiel auf 67, 60 
und ſchloß ſehr matt zur Notiz. Alle Effekten waren angeboten. 

Schluß⸗Courſe: ZpCt. Rente 67, 65. 4 pCt. Rente 97, —. 3pCt. 


Spanier — I[pkt. Spanier —. Silber⸗Anleihe 85%. Oeſterreich. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 546. Kredit⸗mobilier⸗Aktien 767. Lombardiſche Eiſenbahn⸗ 
Aktien 515. Franz⸗Joſeph 503. 


London, 15. Februar. Der Dampfer „Europa“ iſt aus Newyork mit 
Nachrichten bis zum 2. d. M. und 572,453 Dollars an Contanten eingetroffen. 
Der Cours auf London war in Newyork 109%, Mehl war niedriger. In New⸗ 
orleans war am 1. d. Mts. Baumwolle Middling 114 —11 4. 

London, 15. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Börſe gedrückt. Silber 61%. 

Conſols 95%. proz. Spanier 30%. Mexikaner 20%, Sardinier 80%. 
5proz. Ruſſen 11244, 14 Ruſſen 99%. 

Samburg 3 Monat 14 ME 5% Sch. Wien 10 Fl. 70 Kr. 
Wien, 15. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Min. Die Courſe haben ſich 


behauptet. Neue Looſe 97, 50, f 

proz. Metalliques 78, —. 4 proz. Metalliques 68, 70. Bank⸗Aktien 
934, —. Nordbahn 171,80. 1854er Looſe 108, 50. National⸗Anlehen 80, —. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 231, 50. Kredit⸗Aktien 212, 10. London 
105, — Hamburg 79, 20. Paris 41, 70. Gold 104, —. Silber —, — 
Eliſabetbahn Lombardiſche Eiſenbahn 94, —. Neue Lomb. Eiſen⸗ 
b 


Wien, 15. Februar, Abends 7 Uhr. An der heutigen Abendbörſe war 
die Stimmung in Folge der niedrigeren pariſer Courſe eine matte. Kredit⸗ 
Aktien wurden ſchließlich zu 207, 40 gemacht. Franz.⸗Oeſterr. Staatseiſenbahn⸗ 
Aktien wurden zu 228, 60, Nordbahn zu 170, 10 gehandelt. 

ankfurt a. M., 15. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Natio⸗ 
nalanleihe in Folge höherer amſterdamer Notirung beliebt und höher, ſonſt 
wech außen e 

uß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbacher 144%. Wiener Wechſel 111. 
Darmſt. Banl⸗Attien 219. Darmſtädter Zettelbant 225. Sproz. Metalliques 
71%. 4 proz. Metalliques 63%. 1854er Looſe 1014. Oeſterreichiſches Na⸗ 
tional⸗Anlehen 74. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 257. Oeſterreich. 
Bank⸗Antheile 1036. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 23544. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 
171. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 55%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. —. Mainz 
Ludwigshafen Litt. C. —. ) 

Hamburg, 15. Februar, Nachmittags 2½ Uhr. Bei lebhaftem Geſchäft 
war die Börſe nicht animirt. - 
Schluß⸗Courſe: Oeſterreich.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. 
National⸗Anleihe 75%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 100. Vereins⸗Bank 98%. 
Norddeutſche Bank 847. Wien —, —. 

Hamburg, 15. Februar. (Getreidemarkt.] Weizen loco etwas ſtille, 
ab auswärts unverändert. Roggen loco ſo wie ab auswärts unverändert. 
Del pro Mai 27%, pro Oktober 26%. Kaffee feſt bei kleinem Umſatz. 

Liverpool, 15. Februar. [Baumwolle.] 5000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 


120, —. 


Preußen. 
Landtags⸗Verhandlungen. 


L. C. C. Fünfte Sitzung des Herrenhauſes. 


Beginn der Sitzung 12% Uhr. Am Miniſtertiſche: Fürſt Hohenzollern, 
Flottwell, v. d. Heydt, v. Patow, Graf Pückler und einige Regierungs : Com- 
miſſare. Das Haus iſt ſehr ſchwach beſetzt. 5 

Es werden zuerſt mehrere geſchäſtliche Mittheilungen, darunter Anzeige von 
dem Tode des Freiherrn von Merveldt gemacht. Die Verſammlung erhebt 
ſich von den Sitzen, um das Andenken des Verſtorbenen zu ehren. 

Es folgt die Wahl dreier Mitglieder zur Staatſchulden⸗Commiſſion, an 

Stelle der ausſcheidenden Herren Graf Arnim, Graf Itzenplitz und Krausnick. 
Die Wahl erfolgt mittelſt Abgabe eines einzigen Stimmzettels; alle drei wer⸗ 
den wieder gewählt, Graf Arnim⸗Boitzenburg mit 91, die beiden andern Herren 
mit 87 Stimmen. 
Es folgt die Berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung 
einiger Beſtimmungen des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850, Die Come 
miſſion hat, wie bereits erwähnt, den Geſetzentwurf mit einigen Abänderungen 
zur Annahme empfohlen; die Abänderungen ſollen hauptſächlich den Kreis⸗ 
4 — bei der Aenderung der Normal⸗Marktorte und Marktpreiſe eine Mit⸗ 
wirkung gewähren, und ferner ſollen die Diſtrikts⸗Commiſſarien zur Reviſion 
der Normal⸗Marktpreiſe, deren Wahl der Geſetzentwurf den e 
Behörden überträgt, zur Hälfte aus der Kategorie der Berechtigten, zur Hälſte 
aus der der Verpflichteten des betreffenden Diftrict3 genommen werden. 

Zu § 2 des Geſetzentwurfs, mit deſſen Berathung begonnen wird, wird, 
Itzenplitz über den Entwurf im Allgemeinen Be⸗ 


betreffend, nachdem der Berichterſtatter Graf Itzenplitz' daſſelbe befürwortet 
und der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Wegen eben, Graf Pückler, 
ſich damit einverſtanden erklärt hat, angenommen. 
a $ — 2 Geſetzentwurfs, Alinea 1 lautet in der Faſſung des Regierungs⸗ 
urfs: 0 . 
„Eine Reviſion der Normalpreife kann die Auseinanderſetzungsbehörde 
bewirken, wenn und ſoweit ſie ein Bedürfniß dazu erkennt. Dieſe Normal⸗ 
preiſe müſſen aber vor einer jeden Aenderung mindeſtens zehn Jahre lang 
in Wirkſamkeit geweſen ſein.“ 4 
Die Commiſſion beantragt den Zuſatz, daß die Auseinanderſetzungsbehörde 
u einer Reviſion der Normalpreiſe auf den Antrag der betreffenden Kteisver⸗ 
ammlung verpflichtet fein ſolle. ; 3 
r. Götze ſchlägt eine präcifere Faſſung dieſes Amendements vor; danach 
ſoll Alinea 1 des $ 3 lauten: 5 8 
„Eine Reviſion der Normalpreiſe kann die Auseinderſetzungsbehörde be⸗ 
wirken, wenn und ſoweit fie ein Bedürfniß dazu anerkennt, ſofern nur die 
eltenden Normalpreiſe ſchon mindeſtens zehn Jahre hindurch in Wirkſam⸗ 
eit geweſen find. Unter dieſer Vorausſetzung iſt die . Wen f fr 
behörde zur Reviſton verpflichtet, wenn der betreffende Kreistag dieſe für 
den von ihm vertretenen Kreis in Anſpruch nimmt.“ l 
Für dieſe Saflung des Alinea 1 ſprechen Dr. Götze, Graf N. Ale 
der Berichterſtatter Graf Itzenplitz, beſonders entſchieden Hr. v. Kleiſt⸗ 
Retzo w, der die Annahme des ganzen Geſetzentwurfs von der Annahme des 


Amendements abhängig macht. Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ans 
gelegenheiten, Graf Pückler, erklärt ſich gegen das Amendement, da deſſen 
Durchführung mit zu großen Schwierigkeiten verbunden ſei. 

Dr. Brüggemann findet die Faſſung des Amendements nicht präziſe ge 
nug. Nachdem noch Gr. v. Meding für den Kommiſſionsantrag namentlich 
ausgeführt hat, die Schwierigkeiten der Durchführung der vorgeſchlagenen Be⸗ 
für der ſeien nicht ſo bedeutend, und der Berichterſtatter Graf Itzenplitz 

ür das Amendement geſprochen, wird daſſelbe mit ſehr großer Majorität an⸗ 
enommen. (Dagegen Miniſter Graf Pückler, u. A. Dr. v. Zander, Krausnick, 
aſſelbach). — 15 Alin. 2 des § 2 hat die Kommiſſion den Zuſatz beantragt: 
die Auseinanderſetzungsbehörde jolle die Diſtriktstommiſſionen zur Hälfte aus 
der Kategorie der Berechtigten, zur Hälfte aus der der Verpflichteten zu wählen 
haben. Der Miniſter f. d. l. Angel. Graf Pückler erklärt ſich gegen das 
Amendement; daſſelbe wird jedoch, nachdem der Referent Graf Itzenplitz 
dafür geſprochen, angenommen. Alin. 3, 88. 3, 4, der Eingang des Geſetz⸗ 
entwurfs und § 1, werden in der Fahne des Regierungsentwurfs, endlich der 
g anze Entwurf in der durch die Amendements veränderten Faſſung mit 
roßer Majorität angenommen, für den ganzen Entwurf in ſeiner jetzigen 
aſſung ſtimmt auch der Miniſter Graf Pückler. 

Die Tagesordnung führt nun zu dem erſten Bericht der regal rg 
Ein hieſiger Partikulier hat in Form einer Petition zwei Geſetzentwürfe überreicht, 
von denen der eine das Auftreten als Mandatar in Prozeſſen jedem ſelbſtſtändi⸗ 
gen preuß. Unterthan, mit Ausnahme der Frauen und der aus dienſtlichen Rück⸗ 
ſichten davon ausgeſchloſſenen Beamten, auch in ſolchen Fällen frei geben will, 
wo es nicht nach A G.⸗O. I. 3. § 25 auf Grund einer vermutheten Vollmacht 
ſchon jetzt geſtattet iſt; der zweite Entwurf bezweckt, Aufſätze conzeſſionirter Con⸗ 
cipienten in gerichtlichen Angelegenheiten von der Legaliſirung durch einen 
Rechtsanwalt unabhängig zu machen. Der von der Kommiſſion beantragte 
Uebergang zur Tagesordnung wird ohne Weiteres angenommen. — Ebenſo 
wird die eee über die Petition einer Wittwe Körber in einer rein 
perſönlichen Angelegenheit beſchloſſen. 

Die Stände des Kreiſes Sternberg führen Beſchwerde über den ſeit neuerer 
Zeit auf den dortigen Landgemeinden laſtenden ſchweren Druck, und ſie bean⸗ 
tragen demnächſt: 1) Einführung des Einzugs⸗ und Hausſtandsgeldes in den 
Dörfern, 2) und 3) Erſchwerung (durch Vermögensnachweis, Bürgenſtellung) 
und, wenn Gefahr für das Gemeindeweſen zu befürchten, Zurückweiſung neuer 


„| Anfiedelungen, 4) Maßregeln gegen die neuerdings ſo häufigen Dismembra⸗ 


tionen. Die Kommiſſion ſchlägt vor: den Antrag ad 1 der Staatsregierung zu 
überweiſen und über die Anträge 2 bis 4 zur Tagesordnung überzugehen. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Die Kommiffinn habe, trotz allem Wohlwollen 
für die Petition, derſelben doch nicht ganz zum Recht verholfen. Die Stände 
hätten die Schäden, welchen die Landgemeinden ausgeſetzt ſeien, in ihrer Tota⸗ 
lität geltend gemacht, um Abhilfe gebeten und bezügliche Vorſchläge dazu ge: 
macht. Der Druck, unter dem das platte Land leide, ſei oft genug offen gelegt 
worden, Abhilfe aber nicht erfolgt. Dem Herrenhauſe gezieme es, Theilnahme 
für das Land zu zeigen und die Bitten nicht ungehört vorübergehen zu laſſen. 
Die Geſetzgebung mache einen Unterſchied zwiſchen einfacher Niederlaſſung, die 
nicht beſchränkt 155 und neuen Anſiedelungen; und die Stände die für die 
letzteren geltenden Beſchränkungen auch auf die erſtere ausdehnen. Er wolle das 
u in den Landgemeinden nicht unbedingt erhoben ſehen, ſondern nur 
mit Modifikationen; er ſtimme deshalb auch dafür, die Petitionen ad 2 und 3, 
welche mit der erſten in natürlichem Zuſammenhange ſtehen, der Regierung zu 
überweiſen. Alle Parteien ſetzten jetzt „Selbſtverwaltung“ auf ihre Fahne; 
von der eigentlichen Erhaltung und Ausdehnung der Selbſtverwaltung könne 
aber nur die Rede ſein, wenn diejenigen korporativen Ordnungen, die noch im 
Lande beſtehen, nicht der Zerſetzung anheimgegeben werden, wenn man die 
Freizügigkeit auf dem Lande nicht ungezügelt walten laſſe. In Korporationen 

errſche gleiche Berechtigung Aller, und zu gleicher Zeit finde Unterordnung 
unter die Autorität ſtatt; das ſeien die geſunden Einflüſſe des korporativen 
Weſens. Und auf die noch beſtehenden korporativen Ordnungen, Gemeinden 
und Kreistage dürfe man die Freizügigkeit nicht eindringen laſſen. Das ſei der 
Hauptjehler der Gemeindeordnung von 1850 geweſen, daß fie dieſe Ordnungen 
zerſchlagen habe, um fie dann wieder künſtlich zuſammenzuſetzen. (Bravo!) 
Von Selbſtſtändigkeit und Selbſtverwaltung könne nicht die Rede ſein, wenn 
die Gemeinden keinen Einfluß auf den Zuzug Fremder auszuüben vermöchten, 
wenn ſie mit verſchränkten Armen dabei zuſehen müßten. Aber die 
Entſcheidung dürfe nicht der Willkür der Gemeinden überlaſſen bleiben; wo fie 
leicht von ſelbſtiſchen Motiven abhängig werden könne, da konne eine „höhere 
korporative Ordnung“, der Kreistag etwa, eintreten. — Ueber den 4. Punkt 
will auch der Redner zur Tagesordnung übergehen, da die gegen die Dismem⸗ 
brationen gemachten Vorſchläge der Petenten unpraktiſch ſeien und die beſte⸗ 
hende Seiebaebung bei energiſcher Handhabung zum Schutze in dieſer Beziehung 
ausreiche. 

Graf Itzenplitz: Nachdem in den Städten der öſtlichen Provinzen das 
Einzugsgeld eingeführt worden, ſei es nicht Recht, daſſelbe den Landgemeinden 
zu entziehen. Er halte es nicht nöthig, die Freizügigkeit noch mehr zu beſchrän⸗ 
ken, als dies durch die letzte Novelle zum Armengeſetze geſchehen ſei, aber die 
Freizügigkeit werde durch ein Einzugsgeld, seen Höhe doch zuvor von der Ber 
zirksregierung zu genehmigen ſei, nicht ſo ſehr als man glaube, beſchränkt. 
Für gute Arbeiter werde der Arbeitgeber das Einzugsgeld gern zahlen, es ſei 
nur ein nützliches Hemmniß fir Leute mit unſicherer Exiſtenz, ein nicht zu 
ſcharfes Mitzel, welches genau den Zweck erfülle. In Schleſien und andern 
Provinzen gebe es Dörfer, größer als manche Städte; warum ſolle man dieſen 
nicht ein ſolches Recht einräumen? Die ſonſtigen Anträge der Petenten halte 
er für nicht ausführbar; auf dieſem Wege ſei nichts zu erreichen. Denn eine 
Bürgſchaft für die Subſiſtenz eines neu anziehenden Arbeiters, auch eines gu⸗ 
ten, für die Dauer zu übernehmen, davor werde jeder Arbeitgeber ſich hüten. 
Der dritte Antrag der Petenten werde zur Folge haben, daß die Gemeinden 
bei der Aufnahme eines neuen Anſiedlers eine Gefahr ſehen und nur ganz 
wohlhabende aufnehmen würden; namentlich nicht ganz unbeſcholtene Leute 
würden dann nie ihren Aufenthalt ändern können. Das aber ſei gerade das 
Gute in der preußiſchen Geſetzgebung über Freizügigkeit, daß Jemand, der in 
böſen Ruf gekommen, oder ſich vergangen habe, ſich Arbeit und Unterhalt in 
einer neuen Heimath ſuchen könne. Durch die erwähnte Novelle ſeien weſent⸗ 
liche Vortheile erreicht; fie enthalte manche nützliche armen polizeiliche Beſtim⸗ 
mung, die, wenn kräftig ausgeführt, die gute Ordnung nur heben könnte. Jetzt 
ſei als Ergänzung nur noch nöthig, daß man den Landgemeinden die Erhebung 
eines mäßigen Einzugsgeldes fakultativ, unter Genehmigung der Bezirksregie⸗ 


rung, überlaſſe. a 

Biber v. Senft⸗Pilſach: Der Gegenſtand habe das Haus oft beſchäf⸗ 
tigt; nicht dringend genug aber könne auf einen Punkt hingewieſen werden, 
der endlich dringender Abhilfe bedürfe: das Ausſchlachten der Bauerhöfe. Cs 
ſei eine „echt preußiſche Tradition“ die Pflege des Bauernſtandes, der unſere 
Landesherren ſeit Jahrhunderten ſich hingegeben. Seit Jahrhunderten hätten 
ſich Bauerhöfe in denſelben Familien vererbt, jetzt ſei das leider anders. Ned: 
ner ſchildert die nachtheiligen Folgen der Parzellirung, citirt die Worte des 
Profeſſor Gneiſt aus einer Rede in Stettin: „Wo gäbe es in einem Lande 
ein Amt wie das unſerer Schulzen!“ und Juſtus Möfer Worte: „der Bauern⸗ 
ftand ſei die Stütze des Staats“. Durch die Parzellirung komme das Schul⸗ 
zenamt herab und am Ende würden auch in unſern öſtlichen Previnzen an 
die Stelle der Schulzen bezahlte Schreiber treten. Der Redner beruft ſich auf 
Stein s Ausſpruch über die nachtheiligen Folgen der Zerfplitterung der Grund⸗ 
ſtücke, und auf die Motive zu dem im vorigen Jahre von der Regierung ein⸗ 
gebrachten Geſetzentwurf über die Gründung neuer Anſiedlungen. Der Bauern⸗ 
ſtand müſſe erhalten werden, darüber ſeien alle politiſche ne einig; 
es handle ſich um das Wohl und Wehe von dreizehn Millionen Men⸗ 


9 

Herr Haſſelbach: Er ſei hinſichtlich der Punkte 2 und 3 mit den Aus⸗ 
führungen des Grafen Itzenplitz einverſtanden; im Betreff des erſten Punktes 
aber nähere er ſich den Anſichten des Herrn v. Kleiſt. Nicht die Landgemein⸗ 
den hätten durch den Zuzug am meiſten zu leiden; vielmehr die Städte. Solle 
den Anträgen der Petenten entſprochen werden, ſo würde die Freizügigkeit un⸗ 
terdrückt werden. Die Städte aber würden durch den Zuzug überfluthet, und 
wolle man den Ausführungen des Herrn von Kleiſt in dieſer Beziehung folgen, 
ſo ſeien ihm, dem Redner, die mecklenburgiſchen Heimathsgeſetze viel lieber; 
denn es ſei beſſer, daß der Anziehende, wenn er keinen feſten Wohnſitz erhalten 
könne, zum Lande hinaus müſſe (was in Mecklenburg der Fall ſei), als daß er 
(wie in Preußen) den Städten überwieſen werde. Er halte es für keine glüd- 
liche Maßregel, den Dorfgemeinden ein Einzugsgeld zu gewähren; das Ein⸗ 
zugsgeld in den Städten ſei nur ein Ausgleichungsmittel für ihre großen Wohl⸗ 
thaͤtigkeitsanſtalten, und das ſei auch jetzt der einzige Grund, den er noch gel⸗ 
ten laſſen könne. Er ſehe die Bram in unſerem Lande nicht für fo traurig 
an, als der Vorredner, namentlich ſei es „unwahr“, daß innerhalb eines Jah⸗ 
res 700 Bauernhöfe durch Dismembration vom Erdboden verſchwunden ſein 
ſollen. Er hätte gewünſcht, daß über alle Punkte zur Tagesordnung überge⸗ 
gangen werde; da aber vom Miniſtertiſche aus ein anderer Wunſch ausgeſpro⸗ 
un fo Hi 1 b. 86 glaube, der Herr Mini 
„JFJinanzminiſter Frhr. v. Patow: glaube, err Miniſter des Innern 
iſt mißverſtanden worden; ſeine Erklärung iſt meiner Anſicht nach ma a 
gegangen, die vo: wünſche, daß ihr die Petition ihrem ganzen Inhalte 
nach überwieſen werde, ſondern dahin, daß, wenn die Petition ihr überwieſen 
werden ſollte, die Regierung ſich der Erwägung derfelben nicht entziehen werde. 
Meine Herren! Es läßt ſich nicht leugnen, daß die Petition im Grunde dar⸗ 
auf gerichtet iſt, das Prinzip der Freizügigkeit zu beſeitigen; dieſes Prinzip ge⸗ 
hört aber zu unſern alten und guten Traditionen; es iſt durch die Patente von 
1804 ſanktionirt worden, alſo zu einer Zeit, wo moderne Theorien auf die Ge⸗ 
ſetzgebung keinen Einfluß hatten, vielmehr dem großen Grundbeſitze ein ſehr 
großer Einfluß zu Gebote ſtand. Die Freizügigkeit iſt eine von unſern ſpezifiſch 
preußiſchen Einrichtungen, und ſie iſt eine ſegensreiche Einrichtung. In Län⸗ 
dern, in denen die Freizügigkeit nicht ſtattfindet, iſt, das läßt ſich ſtatiſtiſch nach⸗ 
weiſen, die Armenlaſt ungleich höher. Die Regierung muß deshalb wünſchen, 
daß ihr nur der erſte Punkt der Petition zur Erwägung überwieſen werde, 
er die Angelegenheit in Betreff des Einzugsgeldes bereits vielfach von der 

egierung in Erwägung gezogen worden iſt. Was aber die von Hrn. Senfft 
v. Pilſach mehr aus Gelegenheit als aus Anlaß dieſer Beſprechung gemachten 
umfaſſenden Vorſchläge betrifft, jo wäre es wokl nicht angemeſſen, fo wichtige 
Fragen fo beiher abzumachen; vielmehr ſind dieſe Vorſchläge wohl beſſer in 
Form eines Geſetzentwurfes durch den geehrten Redner einzubringen und der 
n der Initiative der „Kammern“ im Wege der Geſetzgebung zu 
überlaſſen. 

Graf Itzenplitz: Durch die Erklärungen, welche vom Miniſtertiſche aus 
gethan worden ſind, iſt unſere Aufgabe noch nicht erledigt; es handelt ſich 
nicht darum, welcher Anſicht ein einzelnes Mitglied iſt, ſondern wie die Mehr⸗ 
heit des Herrenhauſes über die Sache denkt. In der Sache ſelbſt bean⸗ 
trage ich: die Petition zu Punkt 1 der Regierung zu überweiſen, über die übri⸗ 
gen Punkte aber zur Tagesordnung überzugehen. 

Der Miniſter für die landw. Angel. Graf Pückler: Die Regierung iſt 
durchaus nicht Willens, der Abſtimmung des Hauſes vorzugreifen. Was den 
Aten Punkt der Petition anlangt, ſo ſind über die Frage, in wie weit die Dis⸗ 
poſition über das Grundeigenthum einzuſchränken ſei, bereits umfaſſende Mate⸗ 
rialien geſammelt worden, die aber, namentlich die Ermittelungen aus der Pro⸗ 
vinz Brandenburg, ein durchaus günſtiges Reſultat ergeben haben. 

v. Senfft⸗Pilſach: Er müſſe ſich dagegen verwahren, daß er den vor⸗ 
liegenden Gegenſtand „gelegentlich“ zur Sprache gebracht habe; er ſei auch, 
das werde der ſtenographiſche Bericht erweiſen, nicht gegen die Freizügigkeit auf⸗ 
getreten, ſondern nur dafür, daß Zucht, Ordnung und Gerechtigkeit im Lande 
herrſchen ſolle; das ſei auf dem Lande viel ſchwerer zu erreichen, als in den 
Städten mit ihrer geordneten Polizei. Er könne nicht der Erklärung des Herrn 
Finanzminiſters, ſondern nur der des Herrn Miniſters des Innern beiſtimmen 
(Heiterkeit). Auch das könne von einem einzelnen Mitgliede nicht verlangt wer⸗ 
den, einen Geſetzentwurf über den Gegenſtand einzubringen; die vorige Regie⸗ 
rung habe ja die Materialien hierüber bereits geſammelt; es ſei deshalb wohl 
auch Sache der Regierung, einen Geſetzentwurf einzubringen. Was endlich 
den von einem Mitgliede gebrauchten Ausdruck „unwahr“ betrifft, fo iſt ein 
ſolcher Ausdruck noch nicht vorgekommen, ſo lange das Herrenhaus beſteht; das 
ergeben die ſtenographiſchen Berichte. Der hohe Beamte, welcher die von mir 
gemachte Behauptung in Betreff der 700 Bauernhöfe öffentlich, und zwar in 
—. 1 Hauſe des Landtages, ausgeſprochen hat, iſt der Forſtmeiſter 
9 ell. 

Der Präſident rügt den in Rede ſtehenden Ausdruck. 

Herr Haſſelbach erklärt, er habe nur jene einzelne Behauptung als un⸗ 
richtig bezeichnen, aber nicht den Vorwurf der Unwaßrbelt machen wollen. - 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Was die vom Miniſtertiſche aus gethanen Aeuße⸗ 
rungen betrifft, jo muß jeder Minifter der Interpret feiner eigenen Worte und 
Anſichten fein; wenn wir alſo überhaupt auf jene Erklärungen Gewicht zu legen 
haben, ſo kann nur das, was der Herr Miniſter des Innern geſagt hat, für 
uns maßgebend ſein. Dann aber muß ich zweitens dagegen proteſtiren, daß 
etwas, was aus dem Jahre 1804 ſtammt, als gute alte preußiſche Tradition 
bezeichnet wird; aus jenem Jahre ſtammt für uns keine gute Tradition. 

Nachdem der Berichterftatter Graf v. d. Gröben⸗Ponarien den Kom⸗ 
miſſions⸗Antrag befürwortet hat, wird die Ueberweiſung des erſten Punktes der 
Petition an die Regierung und die Tagesordnung bei den übigen drei Punkten 
mit großer Majorität beſchloſſen. 

Ueber die Hänel'ſche Petition, betreffend den Schutz der Erzeugniſſe der 
Stempelſchneiderei und des Stiches, geht das Haus ohne Diskuſſion zur Tages⸗ 
„ 1 Sb 3% Uhr 

Schluß der Sitzung! 3 

Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr. Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. 


Berlin, 15. Februar. [Amtliches.] Se. königliche Hoheit der 
Prinz-Regent haben, im Namen Sr. Majeftät des Königs, allergnädigſt 
geruht, dem nach Altenburg kommandirten Major von Tres cko w 
à la suite des 13. Infanterie⸗Regiments, den rothen Adler⸗Orden drit⸗ 
ter Klaſſe, dem Oberſt⸗Lieutenant z. D. von Wilcke zu Trier, dem 
Rechts⸗Anwalt und Notar, Juſtizrath Pleſch zu Zeitz und dem fürft: 
lich waldeckſchen Kreisrath Schumann zu Arolſen den rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe, ſowie dem Unteroffizier Rohde im 3. Bataillon 
(Tüſit) 1. Landwehr⸗Regiments, die Rettungs⸗Medaille am Bande zu 
verleihen; den Geheimen Poſt⸗Rath und General⸗Poſt⸗Inſpektor Phi⸗ 


lipsborn zum Geheimen Dber-Pofl:NRath zu ernennen; und dem prak⸗ 
tiſchen Arzte Pr. v. Meyeren zu Taſtungen den Charakter als Sa⸗ 
nitätsrath zu verleihen. 

Der Berg⸗Eleve Ferdinand Jüttner iſt zum königlichen Mark⸗ 
ſcheider bei dem Bergamte zu Bochum ernannt worden. 

Der bisherige Kreisgerichts-Direktor Zentzytzki in Gleiwitz iſt 
vom 1. April d. J. ab zum Rechtsanwalt bei dem Kammergerichte, 
unter Einräumung der Prozeßpraxis bei dem hieſigen Stadtgerichte und 
zugleich zum Notar im Departement des Kammergerichts, mit der Ver⸗ 


pflichtung ernannt worden, ſtatt des bisherigen Titels: Kreisgerichts⸗ . 


Direktor, den Titel: Juſtizj Rath zu führen. 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Frank zu 
Pleſchen iſt zum Kreis⸗Wundarzt des Kreiſes Pleſchen ernannt; ſowie 
an der Realſchule zu Poſen die Anſtellung des Dr. Bail und des 
Lehrers Knothe als Lehrer genehmigt worden. 

Se. königl. Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Ma: 
jeſtät des Königs, allergnädigſt geruht: Dem Vorſtand der Geſandt⸗ 
ſchafts⸗Kanzlei zu Paris, Geh. expedirenden Sekretär Gasperini, die 
Erlaubniß zur Anlegung des von des Schahs von Perſien Majeftät 
ihm verliehenen Sonnen: und Lowenordens vierter Klaſſe zu ertheilen. 


Frankreich. 

Paris, 11. Februar. [Pariſer Kongreß. — Das Rumä⸗ 
nen⸗Banquet. — Gerüchte.] Die Erklärung des Lord Malmes⸗ 
bury im Parlament ſcheint keinen Zweifel mehr daran zu erlauben, 
daß die pariſer Konferenz zuſammenberufen werden ſoll, um darüber 
zu berathen, ob die Doppelwahl des Oberſten Couſa in den Donau⸗ 
Fürſtenthümern eine Verletzung des Vertrages vom 19. Auguſt ſei oder 
nicht. Iſt aber einmal die Diplomatie der Meinung, daß es da über⸗ 
haupt Etwas zu berathen gebe, dann darf man auch vorausſehen, daß 
ſie ſich der vollbrachten Thatſache nicht widerſetzen wird. Wir meinen 
nämlich, daß das wiener Kabinet ſich zur Beſchickung einer ſolchen 
Konferenz gar nicht herbeilaſſen würde, wenn es feſt entſchloſſen wäre, 
eine ſolche Verletzung der ſechs Monate alten Donau-⸗Fürſtenthümer⸗ 
Konvention nicht zu dulden. Das ſchon erwähnte Rumänen⸗Banquet 
bat ſtattgefunden, zweihundert Wallachen und Rumänen, und einige 
franzöſiſche Literaten tranken auf das Wohl des Souveräns der ver: 
einigten Provinzen. Das Organ der Rumänen, der „Courrier du 
Dimanche“, weiß ſich vor Freude nicht zu laſſen, und es hat vollkom⸗ 
men Recht, zu triumphiren über die „derbe Lektion, welche die Diplo⸗ 
matie erhalten hat.“ Der erſte Toaſt wurde von dem Präſidenten des 
Banquets, dem Archimandriten Joſaphat, ausgebracht. Hierauf ſprach 
Havin, der Chefredakteur des „Siecle“; ein Herr Yomsko las eine 
patriotiſche Ode vor, und wallachiſche Studenten ſpielten auf der Geige 
Nationalmelodien. — Wie es heißt, ſoll die Konferenz ſich nicht blos 
mit den Donaufürſtenthümern, ſondern auch mit den italieniſchen An⸗ 
gelegenheiten beſchäftigen. Was die in den politiſchen Kreiſen umge⸗ 
henden Gerüchte betrifft, ſo iſt der Refrain aller, daß der Frieden kei⸗ 
ner ernſten Gefahr mehr ausgeſetzt ſei; doch aber kommt den Leuten 
Eines bedenklich vor, die herausfordernde Sprache der ſardiniſchen Kam⸗ 
mern und des Grafen Cavour bei Gelegenheit des Anleihegeſetzes; man 
fragt ſich, wie es komme, daß die franzöfifche Regierung einer politi⸗ 
ſchen Manifeſtation nicht vorgebeugt habe, welche zu der Erhaltung 
des Friedens doch wahrlich nicht beitragen könne. (N. Pr. Z.) 


Großbritannien. 

London, 11. Februar. Was für eine Politik — ſagt die „Times“ — 
der Kaiſer der Franzoſen auch in ſeinem Send beſchloſſen haben mag, und 
wir ſind weit entfernt, über dieſen Gegenſtand eine beſtimmte Meinung aus⸗ 
zuſprechen, ſo ſcheint man doch allerſeits zu erkennen, daß Europa mindeſtens 
eine Gnadenfriſt vor den dringenden und androhenden Gefahren des Krieges 

ewonnen hat. aa dem wirklich am Frieden gelegen iſt, muß ernſtlich wün⸗ 
chen, daß dieſe Zwiſchenzeit im Intereſſe jener großen und heiligen Sache be⸗ 
nutzt werde. Jeder muß fühlen, daß die Dinge zwar nicht ſo weit gediehen 
ſind, um einen europäiſchen Krieg unvermeidlich zu machen, daß ſie aber auch 
längſt den Punkt überſchritten haben, wo der Sanguiniſchſte ſich von der Dauer 
des 7 57 überzeugt halten könnte. Die Drohungen und Gegenbe⸗ 
ſchuldigungen haben für jetzt aufgehört, allein wir hören nicht, 
daß die Kriegsrüſtungen eingeſtellt ſind, und daſſelbe Blatt, welches 
dem Publikum die friedliche Anſprache Morny's brachte, meldete auch, daß eine 
ganze Diviſion erprobter und disziplinirter Truppen aus Algier ankam, und 
von ihrem Kommandanten Worte der Aufmunterung auf den Weg bekam, wie 
ſie der große Napoleon etwa den Legionen zurufen mochte, die er von den Hö⸗ 
hen von Boulogne nach dem Schlachtfelde von Auſterlitz ſandee. Warum iſt 
die Welt noch nicht im Kriege begriffen? Nicht weil es an Geld, und nicht 
weil es an Soldaten fehlt, ſondern wir haben uns für das Bischen Frieden, 
das wir noch genießen, einzig und allein bei der zum unumwundenen Ausdruck 
gelangten öffentlichen Meinung Europas zu bedanken. 95 Deutſchland und 
England haben Publikum und Regirungen dieſelbe Sprache geführt; in Frank⸗ 
reich, und das iſt einmal ein Wunder, hat der Meinungsausdruck die Stimme 
ſeines ſelbſtherrſchenden Gewalthabers bewältigt. Ein einziges Land ſchweigt 
und erwartet das Ergebniß dieſer furchtbaren Augenblicke der Berathung, als 
ob die Wahl zwiſchen Krieg und Frieden ihm ein Gegenſtand von der äußer⸗ 
ſten Gleichgiltigkeit wäre. Dieſes Land iſt Oeſterreich ſelber. Man kann 
nicht ſagen, daß es ſchläft; denn es beſchleunigt ſeine Kriegsrüſtungen mit all 
der Thatkraft eines Staates, der nächſtens in einen Kampf auf Tod und Leben 
ſich einlaſſen ſoll. Aber Oeſterreich beobachtet ein hartnäckiges Schweigen. 
Oeſterreich hat ſich jeder Spur von konſtitutioneller Form beraubt, mittelſt de⸗ 
ren es, gleich dem Kaiſer der Franzoſen, ſeine Anſprüche und Unbilden vor 
der öffentlichen Meinung Europas kundmachen könnte, und es gelüftet ihm, 
wie es ſcheint, auch wenig nach Herbeiziehung einer jener Gelegenheiten zur 
Verfechtung ſeiner Sache, an denen es ſelbſt den unumſchränkteſten, verſchloſ⸗ 
ſenſten und zurückhaltendſten Despotismen nicht zu fehlen pflegt. Dies mag 
eine ſehr hochſinnige Haltung ſein, und etwas von der trotzigen Größe haben, 
die dem Leſer der „Odyſſee“ an „Ajax“ imponirt, wenn er die Anrede des 
gehaßten „Ulyſſes“ unbeantwortet läßt; aber wie ſtolz dies auch ausſehen möge, 
müſſen wir doch ſagen, daß Oeſterreich, indem es beharrlich ſich ausſchweigt, 
weder ſeinen eigenen Intereſſen dient, noch denen des europäiſchen Bundes, 
deſſen Vorſtellungen es bis jetzt vor Angriff ſchützen, und von welchem es den 
entfernteſten Schein, ſich trennen zu wollen, ſorgfättig vermeiden ſollte. Frank⸗ 
reich hat ſich bequemt, ſeine Sache der Meinung Europas vorzulegen, und hat 
ſeine beſte Rhetorik erſchöpft, um ſeine ſchwachen Anſprüche und ſeine inkonſe⸗ 
quenten Beſchwerden ſo plauſibel als möglich herauszuputzen. Es beſcheidet 
ſich, vor dem Richterſtuhl der öffentlichen Meinung zu plaidiren, während 
Oeſterreich vorſätzlich ſchweigt, und von jenem Gerichtshof der Meinung, dem 
keine Macht auf Erden ſich entziehen kann, ſich unabhängig ſtellt. Dieſelbe 
Huldigung der öffentlichen Meinung, die wir von Oeſterreich verlangen, hat fo 
eben Sardinien in dem Sendſchreiben Mr. Cavours geleiſtet, der, indem er die 
Einwirkung Frankreichs außer Augen läßt, und die Beſorgniſſe Europas rein 
als Folge der drohenden Kundgebungen Oeſterreichs darſtellt, ein Expoſc zu 
Stande brachte, gut genug für Leute, die am 31. Dezember ſchlafen gingen, 
und gerade rechtzeitig genug aufwachten, um dies merkwürdig einſeitige Schrift⸗ 
ftüc zu leſen. Wir möchten Oeſterreich dringend rathen, auch feine Sache zu 
plaidiren. Frankreich iſt ihm mit dem Beiſpiel vorangegangen, und Frankreich 
u folgen, kann keine Unehre ſein. Warum kann nicht auch Oeſterreich an 
ei bei den verſchiedenen Höfen Europas beglaubigten Geſandten ein Rund: 
ſchreiben erlaſſen, worin es in Abrede ſtellt, daß es irgend ein Intereſſe an 
der Mißregierung Mittel: und Süd⸗Italiens hat; ſich gewillt erklärt, die Be⸗ 
ſetzung der Legationen friedlich zu erörtern, und mit Frankreich frei und offen 
die Maßregeln zu berathen, die nöthig ſind, um jenen Ländern eine mäßige 
Doſis guter Regierung zu verſchaffen? Oeſterreich thue dies, und es wird die 
Oppoſition verſöhnen, ſeine Freunde in ihren guten Wünſchen beſtärken, und 
diejenigen, die in ſein Gebiet einfallen möchten, in eine ſo unhaltbare Stellung 
verſetzen, daß ein Angriff beinahe zur Unmöglichkeit würde. 

Ruſ land. 

np St. Deterehurg, 10. Februar. In der Nacht von Sonn⸗ 
tag zu Montag, als vom 6. zum 7. Februar, iſt das petersburger 
Circus⸗Theater, welches bisher die Freude der mittleren Volksklaſſe 


Redakteur und Verleger: C. Zäfhmar in Breslau. 


362 


war, durch ein ſchnell um ſich greifendes Feuer vollkommen zerſtört 
worden. Da in dieſem Theater beſonders deutſche Gäſte ſpielten, ſo 
iſt durch die Vernichtung des Gebäudes den hier lebenden Deutſchen 
alle Hoffnung genommen, einen deutſchen Bühnenkünſtler unter einigen 
Wochen auftreten zu ſehen. 

= Warſchau, 14. Februar. Se. Majeſtät der Kaiſer Alexan⸗ 
der II. hat dem Hrn. Thomas Wojciechowski, der, aus Polen verbannt, 
ſich bisher in Frankreich aufgehalten hat, in ſein Vaterland zurück⸗ 
zukehren geſtattet. 


* Poſen, 15. Februar. In Folge der vom Herrn Oberpräſi⸗ 
denten v. Puttkammer am 8. November v. J. erlaſſenen Bekanntma⸗ 
chung, „an die Wähler der Provinz Poſen“, welche auch in den hieſi⸗ 
gen Zeitungen abgedruckt wurde, und in welcher dem Herrn Ritterguts⸗ 
beſitzer v. Potworowski der Vorwurf gemacht worden iſt, als hätte er 
durch das von ihm und dem Herrn Weihbiſchof Stefanowicz vollzogene 
Wahlſchreiben ebenſo gegen die Verfaſſung als auch gegen die Kirche 
verſtoßen — zeigte Herr v. Potworowski in den hieſigen Zeitungen an, 
daß er über den ihm öffentlich gemachten Vorwurf höhern Orts Be⸗ 
ſchwerde führen wird. Am 13. November richtete er in der That fol⸗ 
gende Eingabe an das Staatsminiſterium: 

ohes Staatsminiſterium! 

Der Herr Oberpräſident des e Poſen hat unter dem 8. No⸗ 
vember d. 8 einen Aufruf „an die Waͤhler der Provinz Poſen“ erlaſſen, in 
dem er mich einer Handlung gegen die 1 und die Kirche beſchuldigt. 
Dieſe Anſchuldigung baſirt derſelbe auf ein Schreiben, welches ich in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Weihbiſchof Stefanowicz in Wahlangelegenheiten an eine An⸗ 
zahl meiner Freunde gerichtet habe. Indem ich die Ehre habe, das in Rede 


ſtehende Schreiben ſammt der beigefügten Wahlinſtruktion im Originale und | : 


wortgetreuer beglaubigter Ueberſetzung beizufügen, richte ich vertrauensvoll an 
das hohe Staatsminiſterium die dringende Bitte, den Wortlaut des Schreibens 
prüfen zu wollen und mir eine entſprechende Genugthuung für die mir und in 
meiner noch ſo beſcheidenen ſtaatsbürgerlichen Stellung der Geſammtheit der 
polniſchen Unterthanen Sr. Majeſtät zugefügten Unbill ſeitens des erwähnten 
hohen Staatsbeamten verſchaffen zu wollen. Mit der allervollkommenſten Hoch⸗ 
achtung. gez. v. Potworowski. 

Im Verlauf von 7 Tagen nach Einreichung dieſes erhielt Herr 

v. Potworowski folgende Antwort: 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich auf das Geſuch vom 13. November er⸗ 
ebenſt, daß ich daſſelbe dem Herrn Oberpräſidenten v. Puttkammer mit der 
eranlaſſung habe zugehen laſſen, Ihnen eine ausgleichende Erklärung zugehen 

zu laſſen, durch deren weitere Mittheilung an Sie, wie ich vorausſetzen kann, 
Ihre Beſchwerde ſich erledigen wird. 

Berlin, den 20. November 1858. Der Miniſter des Innern. 
gez. Flottwell. 


Als Herr v. Potworowski über einen vollen Monat auf die ihm 
zugeſicherte ausgleichende Erklärung vergeblich gewartet hatte, wendete er 
ſich diesmal an den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten mit der 
Bitte, das Weitere hierüber hochgeneigteſt veranlaſſen zu wollen, und 
darauf nun erhielt er folgenden Beſcheid, aus dem das erforderliche 
Urtheil zu entnehmen iſt: 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich auf das Geſuch vom 13. November v. J. 
ergebenſt, daß ich die in demſelben über den Herrn Ober⸗Präſidenten v. Putt⸗ 
kammer geführte Beſchwerde inſofern als begründet anerkenne, als die ſeit der 
Bekanntmachung deſſelben vom 8. November v. J. gepflogenen Erörterungen 
und die nachträglich zur Kenntniß gelangte Inſtruktion, auf welche das von 
Ihnen und dem Herrn Weihbiſchof Stefanowicz erlaſſene Wahl⸗Circular Bezug 
nimmt, eine ſtrafbare Geſetzverletzung nicht herausgeſtellt haben. 

Dem Herrn Ober⸗Präſidenten v. Puttkammer ift von dieſer Verfügung 


Kenntniß gegeben. 
Berlin, den 14. Februar 1859. Der Miniſter des Innern. 
963) Flottm ell. 


Berlin, 15. 5 5 — Die Börſe war in Haltung und Tendenz heute 
wenig verändert. Als bemerkenswerth iſt herauszuheben, daß der Begehr für 
ſchwere einheimiſche Eiſenbahnactien heute ſtärker war, und bei der Abgeneigtheit 
der Inhaber, zu den gegenwärtigen Courſen abzugeben, viele Deviſen anſehnliche 
Coursbeſſerungen erfuhren. Im Ganzen war jedoch das Geſchäft nicht belebter, 
als geſtern. Spekulationspapiere namentlich verkehrten eher matter, die meiſten 
waren ganz ohne Umſatz und Bewegung. Auch die leichten Eiſenbahnactien 
gingen nur träge um, obwohl ſich im Allgemeinen für dieſe Deviſen eher Kaufluſt 
als Neigung zum Verkaufen wahrnehmen ließ. Bei den übrigen Spekulations⸗ 
papieren war es gerade entgegengeſetzt, es 4 15 eher an Käufern, als an Ab⸗ 


eworden iſt, ob der Verwaltungsrath die gewünſchte Reduction des Geſell⸗ 
ſchaſts⸗Kapitals zulaſſen wird. Für Vereinsbank war auch heute mit 97% 


u. 9.8.) 


8 Jen ale. a 8. 8 Februar 1859. 
euer⸗Verſicherungen: Aachen⸗Münchener in iv. Berlini 
215 Br. 200 GL ercl. Divid. Boruſſia — — incl. Dioid. 995 0 


bez. und Gld., 19½ 


Gewicht. 


incl. Div. Elberfeld. 165 Gl. incl. Div. Magdeburger 210 Br. incl. Din, 
Stettiner National- 97 Gl. incl. Div. Schleſiſche 100 Br. incl. Div. 
480 Br. incl. Div. Rückverſicherungs⸗Aktien: Aachener — — incl. Div. 
Kölniſche 96 Br. incl, Div. Allgemeine Eiſenbahn⸗ und Lebensverſich. 100 Br. 
F Berliner 80 Br. incl. Divid. Kölniſche 

98 Gl. incl. Div. Magdeburger 50 Br. incl. Div. Ceres incl. Div. 
Fluß⸗Verſicherungen: Berliner Land⸗ und Waſſer⸗ 280 Br. incl. Div. ippi 
123% Gl. incl. Div. Niederrheiniſche zu Weil — — ind. Div. 
Verſicherungs⸗Aktien: Berliniſche 450 Br. incl. Div. Concordia (in Köln) 
101% Gl. incl. Div. Magdeburger 100 Br. incl. Div. Dampfſſchifffahrts⸗ 
Aktien: Ruhrorter 112% Br. incl. Div. Müh Dampf⸗Schlepp⸗ 101% 
Br. incl. Div. Bergwerks⸗Aktien: Minerva 49 Br. Höͤrder Hütten⸗Verein 
102% Br. incl. Div. Gas⸗Aktien: Continental⸗(Deſſau) 88% bez. 

as Geſchäft blieb ohne Leben und mehrere Bank⸗ und Eredit⸗Bank⸗Aktien 
waren etwas niedriger im Courſe. Neuſtädter Hütten⸗Aktien wurden à 55% 
offerirt. — Deſſauer Gas⸗Aktien find a 887 bezahlt worden. — Hieſige Als 
tien für Eiſenbahnbedarf find mit 78½ % umgeſetzt worden. 


Berliner Börse vom 15. Februar 1859. 


Fonds- und @eld-Oourse, 


Freiw. Staats-Anleihe 414,997, G. N.-Schl. Zweb..| — 4 — 
Staats-Anl. von 18504 100 bz. Nordb. (Fr W.) zu | 4 67% ba. u. @ 
dito 1852)42|100%, bz. dito Prior. — |414]100 2 
dito 1853 94Y, br. Oberschles. A. 13 31411271, ba 
dito 185404%½ 100 ½ pa. dito B. . 13 3½/ l 0 
i 1855|4141100%, bz dito C. . 13 3%)1274, bz 

dito 185641411004, G. dito Prior. A. .| — 9⁰ 
dito 1857 4½ 100 ½ bz. dito Prior. B. — 3½ 79% B 
Staats-Schuld-Sch. . 3 945 ba. dito Prior. D. — 85% B 
Präm.-Anl. von 1855 1314 116% ba. ito Prior. k. — h ba 
Berliner Stadt-Obl.. 4% — — dito Prior. F. — 47 93 bz 
Kur. u, Neumärk, [314 86%, bz Oppeln-Tarnow.| — | 4 42 B. 
dito dito 4 94, 6 Prinz-W.iSt.-V.)| 1% A 61 B. 
Pommersche . [91,85% bz dito Prior. I. | — — — — 
= dito neue... | 4 [9% G dito Prior 1.|— |5 | — — 
3 | Posensche 4 9975 dito Prior. III. — 5 — 
2 o 1,85%, ba Rheinische. 6 484% @ 
dito neue. . 4 89% b dito (St.) Pr. — 4 — — 
Schlesische... 3½ 85 ½ 8 ito Prior. — 1414 ——— 
„ [Kur- u. Neumärk-| 4 93 % bz dito v. St. gar.] — 3 — — 
3 Poumersche 93 55 Rhein-Nahe-B. .| — 46 G. 
& |Posensche .. . 42 8. Ruhrert-Crefeld.| 43314187 B. 
2 Preussischg . | 4 |931% bz dito Prior. L.| — — — — 
5 18 9 Rhein. 4 BR dito Prior II. — —.— 
5 |Sächsische.. . » dito Prior. III. — 1441914, B 
E (Lehlesische .. | 4 [99% B. F 
Friedrichsd'or . |— [113% ba. Starg.-FPosener . 5½ 3 ½ 88 ba. 
Louisdoer 1— 1109%, &. dito Prior — 4 
Goldkrouen 1b. 5% bz. nahe Prior. II. — 4% — — IILE.93% bz. 
Ausländische Fonds. Tr BF ae 
Oesterr. Metall... . | 5 ‚74% etw. ba. dito III. Em. 10 A 
dito ö ler Pr.-Anl. 4 105 ½% B. dito IV. Em. — 4½98½ bz 
dito Nat-Anleihe | 5 176% u. % ba. u. B Wilhelms-Bahn.| — 50% ba. 
Russ.-engl. Anleihe. | 5 110½ B. dito Prior. — | 4 179% G 
dito 5. Anleihe . | 5 /104 bz. dito III. Em. — 4½ 81 B. 
do.poln.Sch.-Obl, | 4 88 ½ G. dito Prior. St.“ — 14 58% 6. 
Poln. Pfandbriefe. 4 dito to — 8 —— 
dito III Em... 4% bz u. B. —— 
wen Obl. a Er > 44885 155 
i a 300 Pl. 95 3. 
el SB Er EN 2235 a Preuss. und ausl. Bank-Aotien, 
Kurhess, 40 Thlr.. . ! — [42 b. Dir. Z 
Baden 35 Fl...... | — 31% B. 1857 F. 
—— Berl, K.- Verein] 8 4 1924 6 
Astien-Gourse, Berl. Hand.-Ges.| 5% 4 12 
Dix. Z. Berl. W.-Cred. G. — 5 92½ ba. u. @ 

. 1857| F. Braunschw, Buk.] 6% 4 102% bz 
Aach.-Düsseld. 314 3½ 18 G, Bremer „498% 8 
Aach.-Mastricht.| — 4 3116 u. 4, bz. Coburg Ordtb. A.] 4 4 78½ B. 
Amst.-Rotterd. .| 4 4 10% ba. Darmst.Zettel-B.| 4 | 4 |80%, G.iD, 
Berg.-Märkische | 3½ 4 175% bz. u. G. Darmst.(abgest.)| 5 | 4 |86%, ba. u. G. 

un Baier 4 — 5 ih 5 s dito ah een 
ito II. Em. — 102%, bz Dess. Creditb. A. — | 4 48 ½, ½ ba u. B. i. D. 
dito III. Em.| — 3½75½ bz. Dise.-Cm.-Antk. 5 4 104% . 
Zerlin-Anhalter, 9 | 4 |108%, ba. Genf.Creditb.-A.| 5½ 4 50 bz. u. B. iD; 
dito Prior. — | 4 92%, 6. Geraer Bank 5 481 6. 
Berlin.-Hamburg| 6 | 4 104% ba. Hamb.Nrd.Bank | 34 | 4 83½ etw. bz u. G 
dito Prior... 41, 102½ G. er. „ 41497 G.iD. 
dito II. Em. . — 4½102½ 6. Hannov. „ 5 495% 6. 1.0 
Zerl.-Ptad.-Mgd.] 9 | 4 126 bz. u. G Leipz. „ — | 4 167%, G. 10 
ditoprior AB.) — | 4 904, 6. Luxembg. ank A 4 77 5. 
dito Lit. 5. 1% be. Magd, Pri. B. 3} 483% 6 
dito Lit. D.. . — 4½ %% & % be. Mein. Creditb.-A. 63 | 4 78½ 6 
Berlin-Stettiner 0 e 4 106 be. Minerva-Bgw. A.| — 5 49 5. 
dito Prior... — 4½ — — Sr. II. 84 ba. Oesterr Crdtbh. A. 5 5 102 a 101%, ba. 
Breslzu-Freib, .|5 4 88 bz. Pos. Prov.-Bank| — 4 Sl etw. bz. 
dito neueste — | 4 | — — Preuss. B.-Anth.| 8451414 138°B, 
Köln-Mindener .| 9 39 185 ½ ba. u. G. Preuss. Hand.-G. 0 7 — — 
ito Prior. — “A — — — Schl. Bank- Ver. 5 | 4 81½ 8. 
ar 5 — 5 — Bi B. 23 Bank 0 471 B. 
to m. — | 4 841% B. eimar. Bank. 5½ 40 
dito II. K — 4 fes b. meet 
oadto IV. Em| — | 4 80% B. 
üsseld.-Elberf.| — | 4 — — — 
ragt re.. . 5 |143 4 14734 ba, Weohsel-Osurse, 
ito Prior... — | 3 |264 bz. ‚1421 
Ludw.-Bexbach.) 10 | 4 |144 G. ae ein 2 ah ie 
Magd.-Halberst | 13 | 4 12% B. Hamburg. S.|152 br. 
Magd.-Wittenb. ½ 4 42½ ba. u. B SR 2 M. 1617 be 
Mainz-Ludw. A. 5 4 916. Londooe-n 3 51.6 20 b 
dito dito 0. 5 5 89% B. rin. 2 M070 8 
Mecklenburger .| 2 4 50% u. 4 bz Wien österr. Währ. 2 M. 98 % bz. 
Münster-Hamm.| 4 4914. bz. dito 20 El.-Fuss „2 M. 94 % ba 
Jeisse-Hrieger 3 4 54% B Augsburg. M. 56. 22 6 
Neust.-Weissb. | — 4 — — Leipzig ... 8 1.993, 6 
Niederschles. 4 4 93 6. dite . a : - 2 M. 997 0. 
do. Pr Sei — % 6 Frankfurt . M. . 2 M. 58. 26 6. 
Io. r. Ser. III. — 4 90 N Petersburg. 3 W. 101% ba. 
40. Pr. Ser. IV.. — | 5 10316 bz. Bremen 8 T. 100% B. 
. £ 
Berlin, 15. Februar. Weizen loco 48—77 Thl 
l . . r. — Roggen loco 
4% —17% Xhle. bez, Februar 46% Thlr. bezahlt und Br., 46% er Gld., 
Zebruar-Ylärz 46 Thie be» Dr, umb Old, Seühjahe 4545-45 % ir bey 
und Gld., 45% Thlr. Brief, Mai⸗Juni 45% —45% Thlt. bezahlt 


n Brie d Gb. 
15% Thlr. Br., Juni⸗Juli 464 —46 % Thlr. bez. und Gld., 46° En 5 
Hafer Frühjahr 30% Tölt. Br, Mal. Junk 30%, Ale. Br. 18 
Nüböl loco 15715 % Thlr. bez., 10 ruar 15%, Thlr. Br., 15 Thlr. 
Gld., Jebruar⸗März 14% Thlr. bez. und Glo, 14% Thlr. Br., Marz⸗April 
14% Thlr. Br., 14% Thlr. Gld., April⸗Mai 14% —14% Tir. bez. u. Gld., 
bezahlt, 14 Thlr. Br., 


14% Thlr. Br., September⸗Oktober 13 %— 13% lr. 
13% e E „ 
piritus loco 19½ Thlr., Februar und Febr.⸗März 19719 N 

und Glo, 19% Thlt. Br., März⸗April 10 . Ale Br, 1655 eo 
April⸗Mai 19% —19%—19% Thlr. bez., 19% Thlr. Br. und Gld., Mai⸗Juni 
20 —20 Thlr. bez. und Gld., 20% Thlr. Br., Juni⸗Juli 20204 
2% Ae Gd. Thlr. Br., Juli⸗-Auguſt 21— 217 Thlr. bezahlt und Br., 
Roggen loco ftil, Termine in matter Haltung. — Rüböl ! 
Termine etwas feſter. Spiritus loco % Ahle niedriger, Len — 4 — 
Stettin, 15. Februar. Weizen niedriger verkauft, loco pr. 85 pfd 
neuer gelber 57 — le bez., 83/Söpfd. „ Frühjahr 61% Ih Y 
a en Um ez, 83/85pfd, gelber pr. Frühjahr 61% Thlr. bez., 


Roggen ſchließt feiter, eine Ladung 43 Thlr. pr. 77pfd. bez 77pfd. pr 
rühjahr 874 —43 2 Thlr. bez. und Gld., 44 Thlr. Br., pr. Mai⸗Juni 44 Thlr. 
2 1b Ed pr > Ful 4445 Sur na Br., pr. Mais Juni 44 Thlr. 


Gerſte 33—35 Thlr. Hafer 30-32 Thlr. Erbſen — Thlr. 

Syiritus etwas billiger verkauft, loco ohne Faß 194 —19% % bez. 
mit Faß 19 % % bez, pr. Febr. März 19% % Gd. pr. Frabjahr 18% % 
Old, 18% % Br., pr. Mai⸗Juni 18% % bez. und Gld., 184. % Br., pr. 
Juni⸗Juli 17% % bez., 18 % Gld., pr. Juli⸗Auguſt 17 7 Br. 


Breslau, 16. Februar. [Produkten markt. 

rten ſchleppendes Geſchäͤft, bei RN Zufuhren u. De ae 

eg 10 Peer em ne f a nahe Kleeſaat lebhaft begehrt, 

\ de, au r ro aaten beſſere Kaufluſt, i — Spi⸗ 

ritus behauptet, loco 8% G., Februar 8% B. ee eee 
gelber 75—85—90—92 Sgr., 


Weißer Weizen 85—95—100—105 Sgr., 
Brenners und neuer dgl. 38—45—50—54 — Roggen 54—57—60 bis 

t., neue 36—40—44—47 — 
0—33—3 0 kr. — Ko en 


63 Sgr. — Gerſte 48—52—54—56 
6—40 Sgr. 
—90 Sgr., Futtererbſen 60—65—68—72 Sgr. nach Qualität und 


Hafer 40—42—44—46 Sgr., neuer 
Winterraps 120—124—127—130 Sgr., Wintertübſen 105—115—120 
124 Sgr., Sommerrübſen 80—85—90— 98 Sgr. na Ju u. — 
She f 14 1041710 Ale, me 2024. 2720 T. 


Colonia 995 Gl. Thymothee 11%—12% 13-13 / Thlr. 


Druck von Graß, Barth und Comv. (W. Friedrich) in Breslau. 


* 


